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Selbstverwaltungseinrichtungen 
in Finnland 

von Tore Modeen 

1. GRUNDRECHTSBESTIMMUNGEN

1. Der Begriff der Selbstverwaltung
in der finnischen Sttatsverfassung,
der Regierungsform

Der Begriff »Selbstverwaltung» (finnisch: »it
sehallinto», schwedisch: »självstyrelse») kommt 
im finnischen Grundgesetz (Regierungsform von 
1919) in zwei Zusammenhängen vor. ln § 51.2. 
wird bestimmt, daB sich die Verwaltung der Ge
meinden auf die Selbstverwaltung der BOrger 
grOnden salit und daB eine solche Selbstverwal
tung auch auf gröBere Verwaltungsgebiete als 
auf Gemeinden Anwendung finden kann. ln die
sem Fall handelt es sich um Körperschaften, 
deren Organe von den BOrgern und aus ihren 
Reihen gewählt worden sind. Dazu kommt, daB 
der Gesetzgeber diesen Körperschaften be
trächtliche öffentliche Aufgaben anvertraut hat. 
Ein gewisses MaB an Selbständigkeit gehört 
desgleichen zum Begriff der Selbstverwaltung, 
d. h. eine solche Körperschaft darf nicht unter
Vormundschaft des Staates wirken, sondern sali
einen eigenen Wirkungskreis haben, in dem sie
auf eigene Verantwortung und mit eigenen Mit
teln tätig ist.

Eine zweite Bestimmung in der Regierungs
form, die das Wort »Selbstverwaltung» benutzt, 
betrifft die Staatsuniversität Helsinki-Helsingfors. 
lm Jahre 1919 wurde die Universität als eine 
Anstalt verwaltet, wo aber, um die Freiheit der 
Wissenschaft und des Unterrichts, zu sichern, 
den ordentlichen Professoren das Entschei
dungsrecht auch in Verwaltungssachen gegeben 
wurde. Heute, wird die Universität von ihrem 
Rektor zusammen mit mit solchen Gremien ver
waltet, wo die »Mitglieder» der Universität ver
treteten sind (auBer den Professoren auch den 
jOngeren Lehrern, den Verwaltungsbeamten und 
den Studenten), trifft der Ausdruck »Selbstver
waltung» noch besser zu als wenn zur Zeit der 
Anstaltsverfassung mit körperschaftlichen Kenn
zeichen. 

2. Öffentliche Anstalten mit
Rechtspersönlichkeit

Nicht in der Regierungsform sondern in der 
Reichstagsordnung (die auch als Grundgesetz 
betrachtet wird) gibt es Bestimmungen Ober zwei 
wichtige 

öffentliche Anstalten mit eigener Rechtspersön
lichkeit und Beamten in öffentlichem Dienstver
hältnis: der Staatsbank (»Suomen Pankki - Fin
lands Bank) und die Sozialversicherungsanstalt 
(»Kansaneläkelaitos - Folkpensionsanstalten»),
deren wichtigsten Gremien vom Reichstag ge
wählt sind. Obwohl hier eine Art Selbstverwal
tung order wenigstens Selbständigkeit gegenuber
der Regierungsmacht besteht, wird aber dieser
Begriff nicht in dieser Zusammenhang benutzt.

11. DIE SELBSTVERWALTUNG DER

GEMEINDEN

1. Die kommunalen Aufgaben

Das wichtigste Beispiel von Selbstverwaltung
ist aber diejenige der Gemeinden. ln Finnland 
wirken die Gemeinden (finnisch »kunta», schwe
disch »kommun») (etwa 450 an der Zahl) mit 
weitreichenden Befugnissen. Der Gesetzgeber 
hat die meisten lokalen Verwaltungsaufgaben 
den Gemeinden anvertraut, während sich der 
Staat selbst nur in geringem MaBe mit Lokalver
waltung beschäftigt (staatlich verwaltet werden 
z. B. die Besteuerung, die staatlichen Wahlen,
die Verwaltung der HauptverkehrsstraBen. Die
staatliche, aber mit eigener Rechtspersönlichkeit
wirkende Sozialversicherungsanstalt sorgt auch
auf der lokalen Ebene fOr die Sozial- und Kran
kenversicherung und die Untersti.itzung der Ar
beitslosen).

Die einschlägige Bestimmung § 51.2 der Re
gierungsform lautet in deutscher Obersetzung 
»Die Verwaltung der Gemeinden soll sich nach
MaBgabe der diesbezOglichen besonderen Ge-
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setze auf die Selbstverwaltung der Bürger grin-
den» (erster Satz). Im Gemeindegesetz 
(17.3.1995) wird wiederholt, daß die Gemeinde 
fir ihre Aufgaben zu sorgen habe. 

Die Aufgaben der Kommunen 

Diese Aufgaben sind entweder solche, die die 
Gemeinde auf Grund ihrer Selbstverwaltung 
selbst angenommen hat (freiwillige Aufgaben) 
oder fir die sie im Sondergesetz geregelt sind. 
Fir die Sonderaufgaben missen die Gemeinden 
meist pflichtgemäß sorgen. 

Wenn unter im Gesetz geregelten Bedingun-
gen ein Recht zu staatlichen Zuschissen den 
Gemeinden bestimmt ist (z.6. die nicht obligato-
rischen Anstalten fir Erwachsenenausbildung, 
muß die Gemeinde diese Bestimmungen anwen-
den, wenn sie Zuschisse erhalten möchte. 

Nur durch die Gesetzgebung ist der Staat 
berechtigt, den Gemeinden Pflichtaufgaben auf-
zuerlegen. Der Verordnungsweg darf nur fir 
nãhе rе  Bestimmungen iber die Auslegung und 
Vollstreckung eines solchen Gesetzes benutzt 
werden. 

Die verschiedenen Pflichtaufgaben der Ge-
meinden werden in Sondergesetzen geregelt. Es 
handelt sich um Sachen wie die Schulverwaltung, 
die sozialfirsorge und die Gesundheitspflege, die 
Bauleitplanung und Bauiberwachung, die Bil-
dungsarbeit und die Freizeittätigkeit. Die Sonder-
gesetze enthalten Bestimmungen iber die kom-
munale Handhabung der betreffenden Aufgaben, 
iber die Rechte und Pflichten der betroffenen 
Birger und iber ihren Rechtsschutz. 

Man spricht in diesen Fällen in Finnland nicht 
von einem ibertragenen Wirkungskreis der Ge-
meinden, sondern von einer sondergeregelten 
Zuständigkeit. Die Verwaltung wird stets als kom-
munal betrachtet, auch wenn sie nicht nur per 
Gemeindegesetz, sondern dazu auch per Son-
dergesetz bestimmt wird. Die Gemeinden sind 
auch fir diese Aufgaben verantwortlich: sie wer-
den von gewählten Amtsinhabern ausgeibt, und 
die Gemeinden tragen die Kosten, obwohl die 
Gemeinden regelmäßig vom Staat fir den son-
dergerelten Bereich Zuschisse erhalten. Die 
Zuschisse sind nicht mehr von den faktischen 
Ausgaben anhängig, sondern werden pauschal 
berechnet. 

In vielen Fällen wird indes bestimmt, daß die 
Gemeinde einen Ausschuß benötigt fir die Be-
arbeitung einer sondergeregelten Aufgabe. Die 
Beamten dieses Bereichs sind somit diesem 
Ausschuß untergeordnet. Aber der Gemeinderat  

und besonders der Gemeindevorstand iberwa-
chef den Ausschuß und die ganze Verwaltung 
dieses Bereichs. Diese Tätigkeit wird stets im 
Rahmen des kommunalen Haushaltsplans aus-
geibt, und die wichtigsten finanziellen Entschei-
dungen werden vom Gemeinderat getroffen. 

2. Die Grenzen der allgemeinen (freiwilligen) 
Zuständigkeit der Gemeinde 

Die Gemeinde entscheidet selbständig iber die 
Handhabung der freiwillig ibernommenen Auf-
gaben. 

Im Bereich ihrer allgemeinen Zuständigkeit darf 
die Gemeinde von privaten Organisationen (Ver-
einen oder Stiftungen) betriebene gemeinnitzige 
Tätigkeiten (z.B.im sozialen oder kulturellen Be-
reich) unterstiitzen. Es handelt sich dabei von 
Aufgaben, die die Gemeinde auch selbst befugt 
ist auszuiben. Aber die Handhabung der Aufga-
ben durch private Vereine oder Stiftungen fir die 
Gemeinde ginstiger wird, da auch privates Geld 
zur Verfigung steht. 

Die einzige Begrenzung der allgemeinen Zu-
ständigkeit der Gemeinde ergibt sich aus der 
räumlichen Abgrenzung der kommunalen Gewalt 
(das Gebiet der Kommune) und der Stellung der 
Gemeinde als Verwа ltungsbehõrde, die iber 
Steuergelder verfigt und deshalb sich nur mit 
Sachen öffentlicher Interesse beschäftigen darf. 
Diese Begrenzung der allgemeinen Zuständigkeit 
der Gemeinde wird aber nur im Fall einer Be-
schwerde in Frage gestellt. 

Jedes Mitglied der Gemeinde (auch der Be-
sitzer eines Grundsticks oder eines Betriebs in 
der Gemeinde gilt als kommunales Mitglied) hat 
(als prinzipiell Steuerpflichtiger) das Recht, un-
abhängig davon ob er selbst betroffen ist, sich 
iber rechtswidrige Entscheidungen des Gemein-
derats und des Gemeindevorstands zu besch-
weren. 

In Beschwerdefällen kommt es vor, daß der 
Bereich der allgemeinden Zuständigkeit der Ge-
meinde in Frage gestellt wird. Prinzipiell ist es 
z. B. nicht erlaubt, daß eine Gemeinde Birg-
schaften fir private Industrieunternehmen iber-
nimmt. Nur im Notfall (um eine wesentliche Ver-
schlechterung der Beschäftigungslage zu vermei-
den) ist eine solche Birgschaft zulässig. 

Kommunale Zuschisse an politische Parteien 
sind ebenso nicht erlaubt wie »außenpolitische» 
Maßnahmen. 

Es gibt eine Reihe von Entscheidungen des 
Obersten Verwaltungsgerichtes, in denen kom- 
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munale Entscheidungen aufgehoben wurden, 
weil die Grenzen der allgemeinen Zuständigkeit 
der Gemeinde uberschritten worden waren. 

Der Aufsicht uber die RechtsmäBigkeit der 
kommunalen Entscheidungen funktioniert zwar 
nur unvollständig. Wenn sich jedoch niemand 
uber eine Entscheidung des Gemeinderates oder 
des Gemeindevorstandes beschwert, wird die 
Entscheidung rechtskräftig auch wenn sie offen
bar rechtswidrich wäre. 

Zum Beispiel im Falle auch einer unzulässigen 
Burgschaft, die aber wegen mangelnder Be
schwerde rechtskäftig geworden ist, muB die 
Gemeinde fur die Schuld haften, wenn das be
treffende Unternehmen nicht in der Lage ist, fur 
seine Schulden aufzukommen. ln der Praxis hat 
es mehrere solche Fälle gegeben, und die Ver
luste der Gemeinden waren beträchtlich. 

Die Regierung hatte versucht, in das geltende 
Gemeindegesetz eine Bestimmung aufzuneh
men, welche Burgschaften zugunsten privater 
Unternehmen ausdrucklich untersagt. Der 
Reichstag hat jedoch den Vorschlag als »den 
Spielraum der Gemeinden unnötig einschrän
kend» abgelehnt. 

3. Die sondergerege/ten Aufgaben

Auch im Bereich ihrer sondergeregelten Zu
ständigkeit wirken die Gemeinden mit beträchtli
cher Selbständigkeit. ln den letzten Jahren hat 
der Gesetzgeber die Bestimmungen der Sonder
gesetze gelockert, so daB die Gemeinden in sehr 
selbständig Gber die Handhabung dieser Aufga
ben und auch 0ber die Verwendung der staatli
chen ZuschGsse bestimmen können. Die Geset
ze geben nur die allgemeinen Richtlinien fur die 
kommunale Tätigkeit und der Staat traut sich auf 
die Verantwortlichkeit der Kommunen ihre Auf
gaben zufriedigend zu erfullen. 

Es gibt zwar ein staatlicher AusschuB, der eine 
allgmeine Aufsicht ausGbt Gber die Handhabung 
der pflichtmässigen, vom Staat finanziell unter
statzten Aufgaben. Aber diese Behörde hat kei
ne Befugnisse irgendeinige Sanktionen gegen
Gber die Kommunen zu ergreifen im Fall von 
mangelhafter Handhabung der Aufgaben (z.B.im 
Bereich der Sozialhilfe oder Krankenpflege). 

DaB kommunale Entscheidungen staatlichen 
Behörden zu unterstellen sind, kommt heute nur 
noch ausnahmsweise vor (z.B. bei Planungssa
chen). 

Der sondergeregelte Bereich ist jedoch nicht 
problemfrei. Durch die staatlichen Zuschusse soll 
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die finanzielle Tragfähigkeit der Gemeinden aus
geglichen werden. Jede Gemeinde sollte imstan
de sein, ihren Einwohnern zufriedigend dienen 
zu können (z.B. in den Bereichen des Schulun
terrichts, der Sozialfursorge und der Gesund
heitspflege). Die staatliche Wohlfahrtspolitik geht 
davon aus, daB alle Burger im Wesentlichen glei
che Rechte genieBen sollten, ungeachtet des 
Ortes, an dem sie ansässig sind. 

ln der Praxis funktioniert diese »Gleichheit» 
indes weniger gut. Die armen Gemeinden haben 
groBe Schwierigkeiten, alle ihre Aufgaben zu 
erfullen, da die staatlichen Zuschusse nicht aus
reichen. Es gibt auf der anderen Seite einige 
reiche sudfinnische Gemeinden, die zusätzliche 
Sozialunterstatzungen zu leisten in der Lage sind. 
Das Niveau der Wohlfahrt variiert also in den 
verschiedenen Teilen Finnlands. lm groBen und 
ganzen ist es jedoch verhältnismäBig zufrieden
stellend. 

4. Das Recht auf SozialfDrsorge

Eine Frage, die in diesem Zusammenhang 
gestellt wird, betrifft die Wirksamheit des Rechts
schutzes des Burgers im sozialen Bereich. Kann 
ein Klient der Sozialfursorge durch Beschwerde 
beim Verwaltungsgericht oder durch sonstige 
MaBnahmen die Gemeinde dazu zwingen, ihm 
Sozialfursorge zu leisten, wenn die Behörde sei
nen Antrag abgelehnt hat, oder kann er sie zwin
gen, eine bewilligte Beihilfe zu erhöhen? 

Prinzipiell hat jeder BGrger einen Anspruch auf 
ausreichendes Auskommen (Sozialfursorgege
setz 1982:710 § 30). Der RegierungsbeschluB 
Gber die allgemeinen Grunde des Auskommen
unterstatzes 1993:988 enthält detaillierte Bestim
mungen, an denen die Behörden gebunden sind. 

Es gibt einige Entscheidungen der provinzia
len Verwaltungsgerichte in solchen Sachen, de
nen zufolge den Beschwerden der Klienten statt
gegeben wurde. Aber wenn das Gericht den 
Anspruch nicht billigt, gibt es keine Möglichkeit, 
bei dem Obersten Verwaltungsgericht Berufung 
einzulegen. ln solchen Fällen gilt ein Berufungs
verbot. 

Die Frage der »subjektive Rechte» des Bur
gers auf soziale Leistungen der Gemeinde ist 
Finnland ein vieldiskutiertes Thema. lm Bereich 
der Schwerbehinderten vertritt das Oberste Ver
waltungsgericht (das in solchen Fällen fur die 
Prufung von Beschwerden zuständig ist) einen 
klaren positiven Standpunkt. Aber sonst ist die 
Frage häufig unklar. 
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In der Praxis hängen die sozialen Rechte so-
mit auch von der finanziellen Lage der Gemein-
de ab. Es kommen jedoch keine Falle von drin-
gender Not vor. Es kommt sogar vor, daß die 
Gemeinden Schulden aufnehmen, um ihre sozia-
le Pflichten erfOiien zu können (z.B. im Bereich 
der kommunalen Kindergarten). Das politische 
Klima in Finnland laßt es also nicht zu, daß die 
Gemeinden ihre sozialen Pflichten ernstlich ver-
nachiassigen. 

5. Das öffentliche Gesundheitswesen 

In Gesundheitssachen gibt es keine wirksamen 
Beschwerdemöglichkeiten. Die AnsprOche der 
BOrger auf kommunale Dienste hangen vom Er-
messen der Behörden ab. Andererseits besteht 
im Gesundheitsbereich ein wirksames staatliches 
Aufsichtssystem durch die Provinzialverwaltun-
gen und das staatliche Rechtsschutzamt des 
Gesundheitswesens. 

Zu Beginn des Jahres 1995 wurde das gesam-
te kommunale Gesundheitswesen vier Wochen 
lang durch einen Streik der Krankenpfleger er-
schOttert. Die kommunalen Krankenhauser wur-
den zum großen Teil geschlossen. Die einzelnen 
Gemeinden waren völlig hilflos, da die Gehalter 
in landesweiten Tarifvertragen festgelegt werden. 
In dieser Lage haben die Staatsbehörden nicht 
eingegriffen. 

Das Recht des Bürgers auf kommunale Kran-
kenpflege, die gesetzmäßig garantiert ist, war 
nicht wirksam. (In Finnland gibt es nur sehr we-
nige private Krankenhauser). 

Die Selbstverwaltung der Gemeinden wird also 
dadurch eingeschränkt, daß die Gehalter des 
Personals hauptsachlich in zentralen Tarifvertra-
gen festgelegt werden und den Gemeinden nur 
beschrankte Möglichkeiten gegeben sind, in Ein-
zelfällen individuelle Lösungen zu finden. 

6. Steuerrecht und finanzielle Selbständigkeit 

Die Gemeinden erheben eigene Steuern (die 
wichtigsten sind die Einkommen- und die Grund-
stOcksteuer). Die Höhe des Einkommensteuers 
wird vom Gemeinderat frei beschlossen; die Höhe 
des GrundstOcksteuers ist dagegen an vom Staat 
bestimmten Grenzen gebunden. 

Auch Ober die staatlichen ZuschOsse verfügen 
die Gemeinden in den meisten Fällen ganz frei. 
Ausnahme sind jedoch ZuschOsse fOr Investitio-
nen (z.B. Schulgebaude), wobei die staatlichen 

Aufsichtsbehörden genau die Kostenplane und 
-Rechnungen prufen. I Sonst mischt sich der 
Staat nicht in die kommunalen Entscheidungen 
ein. 

Wenn aber ein Konkurs die Gemeinde droht, 
greift der Staat mit außerordentlichen ZuschOs-
sen ein und Obernimmt in diesem Fall fir einige 
Zeit die Leitung der Finanzverwaltung. Dies ist 
jedoch bislang nur sehr selten geschehen. 

7. Interkommunale Zusammenarbeit 

Eine Selbstverwaltung größerer Gebiete als die 
Gemeinden gibt es nicht. 

Dagegen bestehen mehrere Kommunal- oder 
Zweckverbande (nach der heutigen Terminolo-
gie werden sie Gesamtkommunen, finnisch »Kun-
tayhtyma», schwedisch »Samkommun» ge-
nannt). Einige von ihnen sind sogar mit wichti-
gen Befugnissen ausgestattet. 

Die Behörden der Zweckverbande werden von 
den Mitgliedsgemeinden gewühlt. Die Geldmittel 
kommen ebenfalls von den Mitgliedern (die in 
vielen Fallen staatliche Zuschusse hierfir erhal-
ten). Die Zweckverbande haben eine eigene 
Rechtspersönlichkeit. 

Es gibt kleine freiwillige Verbande mit zwei oder 
drei Mitgliedsgemeinden (z.B. fir die Verwaltung 
einer sozialen Pflegeanstalt), aber auch größere 
Verbande mit mehreren Mitgliedern. Die Gemein-
den kooperieren auch in sonstigen Arrangements 
als durch die Zwеckverbãndе , z.B. aufgrund in-
terkommunaler Vertrage. 

Nicht alle Zweckverbande sind aus rein kom-
munaler Initiative geschaffen worden. Die Zuge-
hörigkeit zu bestimmten Verbanden ist fir die 
Gemeinde obligatorisch (z.B. fir spezialisierte 
Krankenpflege, fir die Regionalplanung sowie fir 
regionale Entwicklungsarbeit im Hinblick auf die 
EU). Nicht nur der Tatigkeitsbereich dieser 
Pflichtverbande ist gesetzmaßig geregelt, son-
dern die Gemeinden sind vom Staat angewiesen, 
bestimmten Verbanden mit einem bestimmten 
raumlichen wie sachlichen Wirkungskreis anzu-
gehören. Die Grenzen der Pflichtverbände wer-
den somit vom Staat genau bestimmt. 

Die Zahl der Spezialkrankenhauserverbande 
betragt 21, die der Regional- und Entwicklungs-
verbände 19. 

Die Zweckverbande Oben Selbstverwaltungs-
tätigkeiten aus unter Aufsicht der Mitgliedskom-
munen und gehören somit zum selben Bereich. 
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111. SONSTIGE SELBSTVERWALTUNGS·
KÖRPERSCHAFTEN

ln der Verwaltung wirken auBerdem mehrere 
sonstige Selbstverwaltungskörperschaften, deren 
Bedeutung indes wesentlich kleiner ist als die der 
Gemeinden und Gemeindeverbände. 

ln diesem Zusammenhang sind nur Körper
schaften des öffentlichen Rechts interessant. Das 
bedeutet, daB die privatrechtlichen Vereine (Ge
setz 1989:503) auBerhalb dieser Darstellung blei
ben, auch wenn ihnen eine obrigkeitliche Zustän
digkeit verliehen worden ist (z.B. Vereine fOr den 
Betrieb von privaten Schulen mit Prutungsrecht 
oder von sozialen Anstalten mit Zwangsbetugnis
sen). Als privatrechtlich werden auch solche 
Gewerkschaftsverbände angesehen, die dafur 
zuständig sind, Tarifverträge fOr die kommunale 
(staatliche usw.) Beamtenschaft zu schlieBen. 

1. Kirchliche Selbstverwaltung

Die wichtigsten Körperschaften des öffentlichen 
Rechts neben den Gemeinden und den Zweck
verbänden sind die zwei »Staatskirchen» Finn
lands: die evangelisch-lutherische und die ortho
doxe Kirche (beide mit Rechtspersönlichkeit) und 
ihre Kirchengemeinden (alle mit eigener Rechts
persönlichkeit). 

Als Teil des schwedischen Königreichs war 
Finnland prinzipiell rein evangelisch-lutherisch, 
obwohl im östlichen Finnland während der gan
zen Zeit auch Menschen griechisch-orthodoxen 
Glaubens lebten. Als Finnland ein GroBfursten
tum unter dem russischen Kaiser wurde, wurde 
auch die orthodoxe Kirche, obwohl von RuBland 
aus verwaltet, in Finnland anerkannt. Danach gibt 
es sowohl evangelisch-lutherische als auch grie
chisch-orthodoxe Kirchengemeinden, die als öt
tentlich-rechtliche Körperschaften organisiert sind 
mit dem Recht, Kirchensteuer zu erheben. Die 
Verfassungen beider »Staatskirchen» sind ge
setzlich angenommen. 

Ursprunglich waren die Kirchengemeinden 
auch fur die Lokalverwaltung aut dem Lande und 
fur Teile der Sozial- und Gesundheitsverwaltung 
in den Städten zuständig. Nachdem im vorigen 
Jahrhundert eine Trennung der burgerlichen 
Gemeinden von den Kirchengemeinden vollzo
gen wurde, sind bei den Kirchengemeinden 
hauptsächlich nur kirchliche Verwaltungsangele
genheiten verblieben. Die Kirche sorgt indes (trei
willig) auch fur die christliche Erziehung der Kon-

HALLINNON TUTKIMUS 2 • 1997 

firmanden. (Die Schulen erteilen auch Religions
unterricht). Die kirchliche Diakonie kann als eine 
Art Sozialtursorge angesehen werden, die aber 
im Vergleich mit der obligatorischen kommuna
len Sozialfursorge recht unbedeutend ist. 

Die Kirchengemeinden verwalten ihre Gebäu
de und die Friedhöte. Die Gehälter der Ptarrer 
und der Obrigen Angestellten werden aus dem 
kirchlichen Haushalt bezahlt. 

Die Grenzen der Kirchengemeinden tallen mit 
denen der burgerlichen Gemeinden zusammen, 
jedoch in der Weise, daB in einer burgerlichen 
Gemeinde mehrere Kirchengemeinden wirken 
können. Viele Kirchengemeinden sind auch 
sprachlich autgeteilt, so daB in ein und demsel
ben Gebiet sowohl finnisch- als schwedischpra
chige Kirchengemeinden wirken können, wenn 
auch mit gemeinsamer Finanzverwaltung. 

Da Finnland nach dem Zweiten Weltkrieg die 
Ostgebiete verloren hat und die orthodoxen Ein
wohner alle nach Finnland getluchtet sind, gibt 
es keine rein territorialen orthodoxen Kirchenge
meinden mehr, sondern diese Gemeinden wir
ken in denselben Gebieten wie die evangelisch
lutherischen Kirchengemeinden. Die orthodoxen 
Kirchengemeinden werden jedoch völlig separat 
von den evangelisch-lutherischen verwaltet. 

Als regionale Verwaltungsbehörden in der Fin
nischen evangelisch-lutherischen Kirche tunktio
nieren die Domkapitel, die staatliche Behörde 
sind. Aut der zentralen Ebene gibt es die Lan
dessynode, der ebentalls wichtige gesetzvorbe
reitende und Verordnungszuständigkeiten zu
kommen. Die zentrale Kirchenleitung verwaltet 
den kirchlichen Zentraltonds und hat auch son
stige Finanzverwaltungszuständigkeiten. 

Dagegen sind die sog. Freikirchen und sonsti· 
gen Religionsgemeinschaften privatrechtlich or
ganisiert und haben kein Recht, Steuern zu er
heben. Sie tallen somit auBerhalb des Bereichs 
der Selbstverwaltungskörper des öttentlichen 
Rechts. 

2. Sonstige Selbstverwaltung

Alle anderen Körperschatten des öttentlichen 
Rechts sind im Vergleich zu den obengenannten 
verhältnismäBig unbedeutend. Das Gesetz setzt 
lokale Körperschaften fur die StraBenverwaltung, 
die Getreidespeicherung, tur die Jagd und Fi
scherei voraus. Die Rechtsanwälte bilden eine 
öttentliche Körperschaft unter der Autsicht des 
Justitzministeriums. 
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